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Gründung eines deutschen 

Nationalkomitees von Blue Shield 

Am 8. Juli 2013 fand im Institut für Muse-
umsforschung in Berlin auf Einladung von 
ICOM Deutschland eine Beratungssitzung 
zur Gründung eines deutschen Nationalko-
mitees von Blue Shield statt. ICOM 
Deutschland griff damit die von Herrn Dr. 
Thomas Schuler ausgehende und von der 
Deutschen Gesellschaft für Kulturgutschutz 
weiterverfolgte Initiative der Gründung 
eines deutschen Nationalkomitees von 
Blue Shield auf. Dr. Schuler ist Vorsitzen-
der der Disaster  Relief  Task Force von 
ICOM und Vorstandsmitglied sowohl der 
Association of National Committees of the 
Blue Shield (ANCBS) als auch der DGKS. 
 Das Internationale Komitee vom 
Blauen Schild (International Committee of 
the Blue Shield / ICBS) wurde 1996 von 
den vier großen internationalen Verbänden 
für Archive (ICA), Bibliotheken (IFLA), 
Denkmalschutz (ICOMOS) und Museen 
(ICOM) gegründet. Im Jahr 2005 schlos-
sen sich die acht internationalen Verbände 
der audiovisuellen Archive über ihren 
Dachverband (CCAAA) an. Seitdem wur-
den in 19 Ländern nationale Komitees ge-
gründet; in weiteren 18 Ländern sind sie 
in Vorbereitung. Deutschland ist zur Zeit 
der einzige größere EU-Staat, der noch 
über kein Blue-Shield-Nationalkomitee 
verfügt. 
 Der Einladung Dr. Klaus Weschenfel-
ders, Präsident von ICOM Deutschland, 
und Johanna Westphals, Geschäftsführe-
rin, folgten Dr. Michael Vogel, Sprecher 
der AG Bestandserhaltung des Deutschen 
Bibliotheksverbands, und Dr. Bernhard 
Post, Vorstandsmitglied des Verbands 
deutscher Archivarinnen und Archivare. 
Für die DGKS nahm an der Sitzung Rudolf 
Gundlach als Vorstandsmitglied teil. Ziel 
der Sitzung war es, die Meinung der betei-
ligten Organisationen zu einer Gründung 
einzuholen. 

 Die Teilnehmer waren sich über die 
Notwendigkeit der Gründung eines deut-
schen Nationalkomitees einig, das folgen-
de Aufgaben übernehmen sollte: 
• Netzwerk- und Schnittstellenbildung für 

Museen, Bibliotheken, Archive und 
Denkmalpflegeeinrichtungen, um dem 
Kulturgutschutz mehr Nachdruck verlei-
hen und einzelne Initiativen bündeln zu 
können. 

• Lobbyarbeit mit dem Ziel, dem Kultur-
gutschutz mehr politische und mediale 
Aufmerksamkeit zu verleihen und die für 
den Kulturgutschutz zuständigen staatli-
chen Strukturen zu stärken. 

• Beratung der Bundesregierung in allen 
Fragen der nationalen Gesetzgebung 
zum Kulturgutschutz. 

• Verstärkte Umsetzung der von Blue 
Shield International vorgegebenen Auf-
gaben in Deutschland. 

 Man war sich einig, dass Koordinie-
rungsaufgaben im Zusammenhang mit der 
Vergabe des „blau-weißen Schildes“, das 
1954 in der Haager Konvention als beson-
deres Schutzzeichen für Baudenkmale de-
finiert wurde, nicht übernommen werden 
sollten. 
 Als feste Gründungsmitglieder wur-
den das Deutsche Nationalkomitee von 
ICOMOS, der Verband deutscher Archiva-
rinnen und Archivare, das Bundesarchiv, 
der Deutsche Bibliotheksverband, ICOM 
Deutschland und die Deutsche Gesellschaft 
für Kulturgutschutz ins Auge gefasst. Eine 
Gründungssitzung soll noch in diesem Jahr 
erfolgen. 

 
 
 
 
 
 

http://www.ancbs.org 
http://www.ica.org 

http://www.icom-deutschland.de 
http://www.icomos.de 

http://www.ifla.org 
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„Kultureinrichtungen und  
Kunstgegenstände sind keine 

Badezimmerkacheln“ — wird es 
einen Bundesbeauftragten für 

Kulturgutschutz geben? 

Handelt es sich bei Badezimmerwandver-
kleidungen um Kacheln oder um Fliesen? 
Eine hitzige Debatte zwischen Hobbyhand-
werkern und „Normalverbrauchern“ hätte 
zum  Thema des Zusatzordungspunktes 
18 „Deutsche Sprache fördern und si-
chern“ in der 250. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 27. Juni 2013 gepasst. 
Patrick Kurth (Kyffhäuser, FDP) unter-
stützte in seiner Rede vor dem Deutschen 
Bundestag jedoch den Antrag der Fraktio-
nen CDU/CSU und FDP (17/14115) 
„Kulturgüterschutz stärken – Neuausrich-
tung des Kulturgüterschutzes in Deutsch-
land jetzt  beginnen“ (Zusatz-
tagesordnungspunkt 19)1. Der Bundestag 
stand zu diesem Zeitpunkt unter dem Ein-
druck der neuesten Hochwasserkatastro-
phe, von der beispielsweise das Garten-
reich Dessau-Wörlitz betroffen war (Bild 
unten): „Menschengemachte oder natürli-
che Katastrophen sind eine ständige Ge-
fahr für unsere Kulturschätze. Nicht nur 
die genannten Fluten, auch der Brand der 
Anna-Amalia-Bibliothek in Weimar 
oder der Einsturz des Kölner Stadt-
archivs haben uns die Vergänglich-
keit unserer oft über Jahrhunderte 
gesammelten und bewahrten 
Kunst- und Kulturschätze vor Au-
gen geführt. Zahlreiche Bücher, 
Dokumente und Kunstwerke wur-
den unwiederbringlich zerstört. Kul-
tureinrichtungen und Kunstgegen-
stände sind keine Badezimmerka-
cheln. Sie müssen geschützt wer-
den.“2 
 Der Antrag stand im Zusam-
menhang mit einer Veranstaltung 
im Januar diesen Jahres, über die 
wir in der letzten Ausgabe des 
KGS-Nachrichtenblattes berichtet 
haben. Auf Einladung der FDP-
Bundestagsfraktion fand ein Fach-
gespräch zum Thema „Notfallplan 
für Kulturgüter – Wie gehen wir mit 

Katastrophen um?“ statt, an dem mehr als 
siebzig Vertreter von Museen, Archiven 
und ähnlichen Einrichtungen teilnahmen, 
darunter die DGKS. Der Bundestagsabge-
ordnete Reiner Deutschmann, Kulturpoliti-
s c h e r  S p r e c h e r  d e r  F D P -
Bundestagsfraktion, bereitete daraufhin 
gemeinsam mit anderen Abgeordneten 
einen Antrag vor, der die Bundesregierung 
im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel dazu auffordert: 
1. in der Gesellschaft ein Bewusstsein da-
für zu schaffen und zu verstärken, dass 
der Kulturgüterschutz einer höheren Priori-
tät als bisher bedarf,  
2. im Benehmen mit den Ländern und 
Kommunen zu überprüfen, wie der rechtli-
che Rahmen angepasst werden kann, da-
mit der Kulturgüterschutz gestärkt und 
bessere Schutzmaßnahmen für Not- und 
Katastrophenfälle ergriffen werden kön-
nen,  
3. in Abstimmung mit den Ländern die 
Notwendigkeit der Einsetzung eines Ver-
antwortlichen auf Bundesebene zu prüfen, 
der die zur Verbesserung des Kulturgüter-
schutzes notwendigen Maßnahmen unter 
Einbeziehung relevanter Einrichtungen und 
öffentlicher Stellen koordiniert und mode-
riert, 

1 Deutscher Bundestag Drucksache 17/14115 17, Wahlperiode 25. 06. 2013.  
2 Plenarprotokoll 17/250 Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 250. Sitzung. Berlin, 
Donnerstag, den 27. Juni 2013, S. 32441. 

Hochwasser im Gartenreich Dessau-Wörlitz. Der Mobil-
deich am Schloss Luisium im Juni 2013. Abgebildet mit 
freundlicher Genehmigung des Fotografen Ludwig Trau-
zettel, Oranienbaum-Wörlitz. 



4. ein professionelles interdisziplinäres Ex-
pertennetzwerk anzuregen, das im Not- 
und Katastrophenfall zum Schutz, zur Ber-
gung und zur Restaurierung von Kulturgü-
tern schnellstmöglich herangezogen wer-
den kann,  
5. die Rolle der Forschungseinrichtungen 
für den Kulturgüterschutz in den jeweiligen 
Zuständigkeiten zu evaluieren und gege-
benenfalls Handlungsempfehlungen zur 
Verbesserung der Forschungsarbeit in die-
sem Bereich zu erarbeiten,  

6. zu prüfen, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang ein zentrales bundes-
deutsches Institut für  Konservierungs- 
oder Kulturschutzforschung eingerichtet 
werden sollte,  
7. Maßnahmen zu fördern, die Kulturein-
richtungen und Katastrophenschutz zum 
gemeinsamen Entwurf von Not- und Ka-
tastrophenfallszenarien veranlassen sowie 
dazu führen, dass gemeinsame Übungen 
z. B. von Feuerwehren, der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk und Kultureinrich-
tungen zur besseren und effektiven Ber-
gung sowie zum Schutz von bedrohten 
Kulturgütern regelmäßig abgehalten wer-
den,  
8. geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die 
die Fragestellungen des Kulturgüterschut-
zes stärker als bisher in der archivari-
schen, bibliothekarischen sowie museolo-
gischen Lehre berücksichtigen,  
9. bei Kultureinrichtungen in privater Trä-
gerschaft sowie in Trägerschaft von Bund, 
Ländern und Kommunen ein Problembe-
wusstsein für die Notwendigkeit der Ver-
besserung des Kulturgüterschutzes durch 
sowohl präventive wie reaktive Notfallplä-
ne zu schaffen,  

10. bei den großen Kultureinrichtungen 
Deutschlands dafür zu werben, dass diese 
in größerem Umfang als bisher Verantwor-
tung für den Schutz kultureller Güter über-
nehmen und als Beispiel für mittlere und 
kleinere Einrichtungen in dem Prozess der 
Verbesserung des Kulturgüterschutzes in 
Bund, Ländern und Kommunen vorange-
hen,  
11. Kultureinrichtungen von nationaler Be-
deutung dazu anzuregen, die von ihnen 
verwahrten und ausgestellten Kulturgüter 

in Bergungskategorien 
einzuteilen, um die 
Bergungsarbeiten zu 
erleichtern,  
12. sich auf europäi-
scher Ebene für einen 
besseren Not- und Ka-
tastrophenfallschutz 
auch über Ländergren-
zen hinweg einzuset-
zen. 
 Ulla Schmidt 
(Aachen) (SPD) kriti-
sierte, dass „das The-
ma des Kulturgüter-
schutzes im Katastro-

phenfall erst in letzter Sekunde – am Kul-
turausschuss vorbei und ohne Debatte – 
auf die Tagesordnung“ gebracht worden 
sei. Ein weiterer Kritikpunkt lautete: 
„Einige der Forderungen beinhalten ganz 
neue Strukturen. Ich finde, dass es beson-
ders in diesem Fall notwendig wäre, ein 
ordnungsgemäßes parlamentarisches Ver-
fahren mit Anhörungen und Gesprächen in 
den zuständigen Ausschüssen zu durchlau-
fen, um im Ergebnis besser beurteilen zu 
können, was richtig ist. Damit meine ich 
zum Beispiel die Forderung, ein zentrales 
bundesdeutsches Institut für Konservie-
rungs- oder Kulturschutzforschung einzu-
richten. Oder in Abstimmung mit den Län-
dern die Einsetzung eines Verantwortli-
chen auf Bundesebene zu prüfen, der die 
zur Verbesserung des Kulturgüterschutzes 
notwendigen Maßnahmen koordiniert und 
moderiert […] Dass wir wertvolles nationa-
les Kulturgut nicht verlieren wollen, dar-
über sind wir uns selbstverständlich einig. 
Zu dem vorliegenden Antrag wollen wir 
uns jedoch enthalten, weil wir es für not-
wendig halten, Forderungen zu neuen 
Strukturen ordnungsgemäß zu diskutieren 
und weil wir es für notwendig halten, dass 

250. Sitzung des Deutschen Bundestages während der Abstimmung über den 
Antrag „Kulturgüterschutz stärken. Quelle: Deutscher Bundestag. 
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Kulturanträge nicht am Ausschuss vorbei 
in das Parlament eingebracht werden“3. 
 Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE) 
unterstützte den Antrag rückhaltlos: 
„Wenn ein Antrag es verdient, gewisser-
maßen in der letzten Minute dieser Legis-
laturperiode bedacht zu werden, dann die-
ser. Kulturgüterschutz in Deutschland zu 
betreiben, ist eine überfällige Aufgabe. 
Durch die aktuelle Flutkatastrophe aller-
dings ist sie jetzt ganz konkret auf der Ta-
gesordnung politischen Handelns, auch 
und gerade auf nationaler Ebene. […] In 
der neuen Legislaturperiode sollte schnell 
mit der Umsetzung begonnen werden, wo-
für der Antrag sehr detailgenaue Hand-
lungsempfehlungen enthält“4. 
 Agnes Krumwiede (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) zufolge beinhaltet der Antrag 
„einige bedenkenswerte Forderungen: Die 
Einrichtung eines professionellen interdis-
ziplinären Expertennetzwerks beispielswei-
se, das im Not- und Katastrophenfall zum 
Schutz, zur Bergung und zur Restaurie-
rung von Kulturgütern schnellstmöglich 
herangezogen werden kann, sollte unbe-
dingt in Erwägung gezogen werden“5. Die 
vorgeschlagenen Maßnahmen seien in der 
Summe jedoch zu unkonkret, und bei der 
Forderung nach der Einrichtung eines 
zentralen bundesdeutschen Instituts für 
Konservierungs- oder Kulturschutz-
forschung handele es sich lediglich um ein 
Prüfauftrag.6 
 Nach der Debatte wurde der Antrag 
mit den Stimmen der Regierungsfraktio-
nen und Linken bei Enthaltung von SPD 
und Grünen angenommen.7 

3 Ibid., 32439. 
4 Ibid., 32441. 
5 Ibid., 32442. 
6 Ibid. 
7 http://www.bundestag.de/Mediathek/
index.jsp? contentArea=common&isLinkCall 
Plenar=1&categorie=Plenarsitzung&action= 
search&instance=m187&mask=search&ids=248
0713 

Die „Blaue Moschee“ in Mazar-e Sharif, 
die im 15. Jhdt. erbaut und in der Mit-
te des 20. Jhdt. stark restauriert wur-
de, hat ihren Namen durch die vielen, 
zumeist blaugrundigen Fliesen erhal-
ten, mit denen die Mauern geschmückt 
sind. Vermutlich hatten nur sehr weni-
ge der deutschen Soldaten, die in Af-
ghanistan stationiert waren oder noch 
dort stationiert sind, die Gelegenheit, 
die Anlage zu besuchen. 
 Ein afghanisches Nationalkomitee 
vom Blauen Schild gibt es bisher nicht. 
 Foto: © Birte Brugmann, 2011. 


